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Regierungspräſtdent. 
(Regierung.) 
817. Maul⸗ und Klauenſeuche. 

Die Herren Landräte und Oberbürgermeiſter 
erſuche ich, von jedem Neuausbruch der Maul⸗ und 
Klauenſeuche auch der Intereſſengemeinſchaft Mär⸗ 
kiſcher Milchproduzenten in Berlin O. 27, Schilling⸗ 
ſtraße 12, eine Mitteilung zugehen zu laſſen. 

Frankfurt a. O., den 27. Dezember 1910. 

I Bg. 4822. Der Regierungspräſident. 
818. Arbeitsordnungen für Gaſthäuſer ic. 

Von verſchiedenen Seiten find Klagen darüber 
laut geworden, daß die Vorſchriften der Gewerbe⸗ 
ordnung, welche den Erlaß von Arbeitsordnungen 
betreffen, in Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften bisher 
gar nicht oder nur in ſehr geringem Umfange zur 
Durchführung gelangt ſeien. 

Wir machen daher darauf aufmerkſam, daß Gaſt⸗ 
und Schankwirtſchaften, in denen in der Regel 
mindeſtens zwanzig Arbelter beſchäftigt werden, ſeit 
dem Inkrafttreten der Novelle vom 28. Dezember 
1908 unter die 88 133 h bis 134 h der Gewerbe⸗ 
ordnung fallen, und wir erſuchen Sie, durch die 
Polizeibehörden und Gewerbeauffichtsbeamten dahin 
zu wirken, daß in allen Betrieben der bezeichneten 
Art alsbald mit dem Erlaß vorſchriftsmäßiger Arbeits⸗ 
ordnungen vorgegangen wird. 

Berlin W. 9, den 3. Dezember 1910. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Der Miniſter des Innern. 
An die Herren Regierungspräſidenten. 


Die Herren Gewerbeinſpektoren und die ſtädtiſchen 
Polizeiverwaltungen mache ich auf vorſtehenden 
Erlaß zur Beachtung aufmerkſam. 


Die Herren Landräte wollen die ländlichen Polizei⸗ 
behörden mit Weiſungen verſehen. 

Frankfurt a. O., den 19. Dezember 1910. 
I Bg. 4913. Der Regierungspräſtdent. 


819. Arbeiterſchutzvorſchriften. 


An die Herren Gewerbeinſpektoren und die 
ſtädtiſchen Polizeiverwaltungen. 

Auf die im Verlage der Firma Trowitzſch & Sohn 
hier erſchienene Abhandlung des Gewerbeinſpektors 
Albrecht über Arbeiterſchutzvorſchriften für Kon⸗ 
fektions⸗ uſw. Betriebe, die auch zur Unterweiſung 
der Polizeiexekutivbeamten geeignet find, mache ich 
aufmerkſam. 

Frankfurt a. O., den 21. Dezember 1910. 

I Bg. 4905. Der Regierungspräſident. 


820. Acetylenapparat. 

Der von der Firma Pfretzſchner & Co., 
Maſchinenfabrik in Paſing⸗ München, hergeſtellte 
Acetylenapparat „Peco“ iſt auf Grund meiner Erlaſſe 
vom 25. April 1909 (§MBl. S. 235) und vom 
18. Juni 1909 (§HMBl. S. 283) einer Betriebs⸗ 
prüfung unterzogen worden. Der Apparat einſchl. 
Waſſervorlage hat ſich dabei als zuverläſſig erwieſen, 
ſo daß keine Bedenken beſtehen, ihn für Schweiß⸗ 
und Lötzwecke bis zu einer Gefamtfüllung von 2 kg 
Carbid 5 

1. in geſchloſſenen Arbeitsräumen von mindeſtens 
50 cbm Luftinhalt zuzulaſſen, 

2. bei vorübergehender im Freien ſtattfindender 
Inbetriebſetzung in dem Bezirk anderer Orts⸗ 
poltzeibehörden als der des Wohnorts ſeines 
Befizers von der wiederholten Anzeige zu bes 
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freien, ſofern vor der erſtmaligen Inbetrieb- 
ſetzung die vorgeſchriebene Anzeige mit einer 
Zeichnung und Beſchreibung oder Gebrauchs⸗ 
anweiſung des Apparats unter Angabe des 
Erlaſſes, mit dem die Zulaſſung erfolgt ift, der 
Ortspolizeibehörde des Wohnorts des Beſitzers 
erſtattet iſt. 


Apparate der Firma, welchen vorbezeichnete Ver⸗ 
günſtigungen gewährt werden ſollen, müſſen mit 
einem Fabrikſchilde verſehen ſein, das an den zur 
Befeſtigung dienenden Zinntropfen den Stempel des 
bayeriſchen Dampjkeſſelreviſtonsvereins erkennen läßt 
und auf dem die Bezeichnung der Firma, das Jahr 
der Anfertigung, der nutzbare Inhalt des Gas⸗ 
behälters (70 Liter), die höchſte Stundenleiſtung 
(1200 Liter) und die Typennummer „J 7“ ver: 
merkt ſind. 

Berlin W. 9, den 1. Dezember 1910. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 

An die Herren Regierungspräſidenten. 


Die Ortspolizeibehörden und die Herren Ge⸗ 
werbeinſpektoren mache ich auf vorſtehenden Erlaß 
mit Bezug auf die gemäß $ 21 der Aceiplenver⸗ 
ordnung meinerſeits zu ertellende Ausnahme von den 
Beſtimmungen der SS 1 u. 2 a. a. O. aufmerkſam. 
Zeichnung und Beſchreibung des Apparats ſind im 
Bedarfsfalle von der ausführenden Firma anzufordern. 

Frankfurt a. O., den 19. Dezember 1910. 

I Bg. 4851. Der Regierungspräſident. 
821. Tarif der von den preußiſchen Armen⸗ 
verbänden zu erſtattenden Armenpflegekoſten. 

An die Herren Landräte und die Magiſtrate. 

Auf den nachſtehenden Tarif der von den preußiſchen 
Armenverbänden zu erſtattenden Armenpflegekoſten 
mache ich aufmerkſam. 

Auf Grund des § 30 des Geſetzes über den 
Unterſtützungswohnſitz vom 6. Juni 1870 (Bundes: 
geſetz. Bl. S. 360 ff.) / 30. Mai 1908 (Reichsgeſetz⸗Bl. 
S. 377 ff.) und des § 35 des Ausführungsgeſetzes 
vom 8 März 1871 (Geſetzſamml. S. 130 ff.) wird 
hierdurch nach Anhörung der Prooinzialvertretungen 
(Kommunallandtage) folgendes beſtimmt: 

1. Der Tarifſatz, mit dem die für die Verpflegung 
eines erkrankten oder arbeiteunfähigen Hilfsbedürftigen 
entſtandenen Koſten einem preußiſchen Armenverbande 
von einem anderen preußiſchen Armenverbande zu 
erſtatten ſind, beträgt für jeden Tag der Verpflegung 

a) für Perſonen im Alter von 14 und mehr 

Jahren 90 Pfennige, 5 

b) für Perſonen, die das Alter von 14 Jahren 

noch nicht erreicht haben, 60 Pfennige. 

Nicht hierunter begriffen und beſonders zu be⸗ 
rechnen ſind die unter 2 erwähnten Koſten ſowie 
die Koſten für gelieferte Kleidungsstücke. 

2. Der Tarifſatz der für notwendig gewordene 
ärztliche oder wundärztliche Behandlung und Ver⸗ 


pflegung der zu 1 gedachten Perſonen einem preußischen 
Armenverbande von einem anderen preußiſchen 
Armenverbande zu erſtattenden Koſten mit Einſchluß 
der Koſten der den Hilfsbedürftigen gereichten 
Arzneien, Heilmittel pp. beträgt für den Tag gleich⸗ 
mäßig 20 Pfennige. 

An Stelle des Tarifſatzes iſt eine beſondere 
Berechnung und Anforderung erheblicher außer⸗ 
ordentlicher Mehraufwendungen in Fällen von Ver⸗ 
wundungen oder ſchweren oder anſteckenden Krank⸗ 
heiten zuläſſig, jedoch dürfen für beſondere ärztliche 
Verrichtungen, z. B. für Operationen, Koſten höchſtens 
bis zu den in der Gebührenordnung für approbierte 
Aerzte und Zahnärzte (4. Zt. vom 15. Mai 1896 
— Min. Bl. f. d. i. Verw. S. 105 — unter Nr. II) 
feſtgeſetzten oder ſpäter feſtzuſetzenden Mindeſtſätzen 
berechnet werden. Unabhängig hiervon können die 
Koſten für notwendig gewordene künſtliche Glied⸗ 
maßen, teuren Bandagen und Apparate zum Selbſt⸗ 
koſtenpreiſe in Rechnung geſtellt werden. 

3. Der Tag, an dem die Verpflegung begonnen 
hat, wird mit dem Tage, an dem ſie beendet worden 
iſt, zuſammen als ein Tag berechnet. 

4. Die obigen Tarifſätze kommen gleichmäßig zur 
Anwendung, die Verpflegung mag innerhalb oder 
außerhalb eines Kranken⸗ oder Armenhauſes bewirkt 
worden ſein. 

5. Der Tarifſatz, mit dem die für die Beerdigung 
eines Hilfsbedürftigen entſtandenen Koſten einem 
preußiſchen Armenverbande von einem anderen 
preußiſchen Armenverbande zu erſtatten ſind, beträgt 

a) für Perſonen im Alter von 14 und mehr 

Jahren 25 Mark, 

b) für Perſonen, die das Alter von 14 Jahren 

noch nicht erreicht haben, 15 Mark. 

6. Alle unter die Beſtimmungen zu 1, 2 und 
5 nicht zu begreifenden Verwendungen ſind beſonders 
zu berechnen. Dies gilt namentlich auch für die 
Koſten der Verpflegung und ärztlichen Behandlung 
ſolcher Perſonen, die nicht völlig erwerbsunfähig ſind. 
Als Höchſiſatz dieſer beſonderen Berechnung gelten 
für nicht völlig erwerbsunfähige Perſonen die Tarif⸗ 
ſätze unter 1 und 2. 

7. Die gegenwärtigen Beſtimmungen, deren Nach⸗ 
prüfung und anderweite Feſtſetzung vorbehalten bleibt, 
treten mit dem 1. April 1911 in Kraft. Mit dem⸗ 
ſelben Tage tritt der Tarif vom 2. Juli 1876 
(Min.⸗Bl. S. 259) außer Geltung. 

Berlin, den 30. November 1910. 

1 C. 942. Der Miniſter des Innern. 


822. Arzneibuch. 

Gemäß dem Bundesratsbeſchluß vom 3. November 
d. Js. (Bekanntmachung des Herrn Reichskanzlers 
vom 6. November d. Is., Zentralblatt f. d. D. R. 
S. 644) tritt 

das Deutſche Arzneibuch, 5. Ausgabe 1910, 
vom 1. Januar 1911 ab an Stelle des zurzeit 
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geltenden Arzneibuchs für das Deutihe Reich, 
4. Ausgabe. 


Hierzu beſtimme ich zugleich in Ergänzung der 


eine Einrichtung zur Beſtimmung des Schmelz⸗ 
punktes und des Siedepunktes nebſt den 
erforderlichen Capillarröhrchen, 

mehrere Tiegel zur Ermittelung des Ver⸗ 


Apothekenbetriebsordnung vom 18. Februar 1902 
8 6, 16, 21, 22 und 26) und der Anweiſung 

für die amtliche Beſichtigung der Apotheken von 

demſelben Tage (88 14 und 15), was folgt: 

1. Vom 1. Januar 1911 ab muß in jeder Voll⸗, 


brennungsrücknandes, 

mehrere mindeſtens 75 cm lange, etwa 5 mm 
weite Glasrohre aus Kaliglas, 

mehrere Siedekölbchen, Kölbchen aus Jenaer 


Zweig⸗, Krankenhaus⸗ und ärztlichen Hausapotheke 
mindeſtens ein Arzneibuch für das Deutſche Reich, 
5. Ausgabe 1910 lerſchtenen in R. von Deckers 
Verlag — G. Schenck — in Berlin) und in jeder 
Voll⸗ und Zweigapotheke außerdem ein (bei 
A. Hirſchwald in Berlin erfchienenes) Arzneimittel- 
verzeichnis vorhanden ſein. Dieſes Verzeichnis 
iſt bei Apothekenbeſichtigungen vorzulegen; die mit 
einem Stern bezeichneten Arzneimittel müſſen in 
jeder Voll⸗ oder Zweigapotheke vorrätig ſein, 
zu den nach § 6 der Apothekenbetriebsordnung 
für die Rezeptur erforderlichen Geräten tritt fortan 
noch der im Arzneibuche (allgemeine Beſtimmungen 
Nr. 13) erwähnte, bei der Anfertigung von Arzneien 
zu verwendende Normaltropfenzähler, 
in dem Vorratsraum für dle trocken aufzubewahren⸗ 
den Mittel oder an einer ſonſt geeigneten Stelle 
muß eine Vorrichtung zum Austrocknen der Drogen 
über gebranntem Kalk vorhanden ſein, 
4. im Abſatz 5 des § 21 der Apothekenbetriebsordnung 
muß es künftig heißen: 
„Die in dem Arzneibuche zur Prüfung der 
Arzneimittel vorgeſchriebenen Reagentien und 
maßanalytiſchen Löſungen nebſt den dazu ge⸗ 
hörigen Geräten, nämlich mindeſtens: 
ein Meßkolben zu 1 J, 
ein 1 „ 500 cem, 
eln = „ 100 cem Inhalt, 
ein Kölbchen zu 50 cem Inhalt mit engem, 
in ½10 cem gefeiltem Hals, 
vier Vollpipetten von 5, 10, 20, 25 cem, 
zwei Meßpipetten zu 5 und 10 cem Inhalt, 
in Y/ıo cem abgeteilt, 
zwei Büretten zu 25 bis 50 com Inhalt, 
in ½10 com abgeteilt, mit Glasverſchluß 
verſehen, nebſt Stativ, 
ferner: © 
drei Scheibetrichter zu etwa 200 cem Inhalt, 
zwei Glaszylinder zu 100 und 200 cem 
Inhalt mit Glasſtöpſel, ohne Tülle, in 
½ com abgeteilt, 
zwei Uhrgläſer mit Klemme, 
eine Wage zur Beſtimmung des ſpezifiſchen 
Gewichts und für feinere Wägungen, die 
bel 100 g Belaſtung noch 0,001 g mit 
Sicherheit erkennen läßt, 
ein Exſikkator, 
ein Luftbad, 
ein Siedethermometer, 


Glas, Bechergläſer und Problerrohre von 
ungefähr 20 mm Weite, 

ein Mikroſkop, das eine mindeſtens 350 fache 

Linearvergrößerung leiſtet und mit einem 
Okularmikrometer ausgeſtattet iſt, 

ein Perkolator 
ſind vorrätig zu halten und ſachgemäß in den 
Geſchäftsräumen aufzubewahren. 

Für diejenigen Reogentien, die in gebrauchs⸗ 
fertigem Zuſtand im Verkaufsraume aufgeſtellt 
fird, oder die nur bei Bedarf hergeſtellt werden 
ſollen, ſind beſondere Standgefäße nicht er⸗ 
forderlich. 

Die Reagentien und volumetriſchen Löſungen 
für ärztliche Unterſuchungen (Anlage III des 
Arzneibuche) brauchen nicht vorrätig gehalten 
zu werden.“ 


5. die Verwendung von Sieben aus Kupfer⸗, Meſſing⸗ 


oder Bronzedraht iſt nicht geſtatiet, 


6. der Abſatz 2 des § 14 der Anweiſung für die 


amtliche Beſichtigung der Apotheken hat künftig 
zu lauten: 

„Der pharmazeutiſche Bevollmächtigte führt 
unter Beachtung der Vorſchriften des Arznei⸗ 
buchs die chemiſche und phyſikaliſche Prüfung 
der dazu geeigneten, im Arzneimittelverzeichnis 
mit einem Stern bezeichneten, ſowie auch anderer 
vorrätiger, namentlich ſolcher Mittel, aus, welche 
erfahrungsgemäß oft verfälſcht werden oder ver⸗ 
derben. Er ſtellt auch die ſpezifiſchen Gewichte 
der in der Anlage IV des Arzneibuchs auf⸗ 
een und anderer geeigneter Flüſſigkeiten 
eſt.“ 


Ferner beſtimme ich: 
1. Zur Anſchaffung der Wage und des Mikroſkops 


nach den neuen Anforderungen wird eine Friſt 
bis zum 31. Dezember 1911 feſtgeſetzt, 


2. Arzneimittel, die bei dem Inkrafttreten der 5. Aus⸗ 


gabe des Deutſchen Arzneibuchs in den Apotheken 
vorhanden ſind und den neuen Anforderungen 
noch nicht entſprechen, dürfen bis zum 31. De⸗ 
55 1911 vorrätig gehalten und verabfolgt 
werden, 


3. die in der 5. Ausgabe des Arzneibuchs neu ein⸗ 


geführten Bezeichnungen der Arzneimittel ſind au 
den Behältniſſen in allen Apothekenräumen nn 
Neueinrichtungen ſogleich, in beſtehenden Apotheken 
ſpäteſtens bis zum 31. Dezember 1913 herzuſtellen, 


4. die auf Grund der Vorſchriften über die Abgabe 


ſtark wirkender Arzneimittel, ſowie die Beſchaffen⸗ 
b2* 
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heit und Bezeichnung der Arzneigläſer und Stand⸗ 
gefäße in den Apotheken (Bundesratsbeſchluß vom 
13. Mai 1896) erforderlichen Auſſchriften auf 
den Behäliniffen für ſolche Arzneimittel, die in 
der 5. Ausgabe des Arzneibuchs in den Verzeich⸗ 
niſſen der vorſichtig (Tabelle CO) oder ſehr vor⸗ 
ſichtig (Tabelle B) aufzubewahrenden Mittel auf⸗ 
geführt ſind, müſſen in den vorgeſchriebenen Farben 
ſpäteſtens bis zum 31. Dezember 1911 an⸗ 
gebracht ſein, 

5. in beſtehenden Apotheken dürfen die Gefäße der 
Reagentien, die die bisher übliche Bezeichnung des 
Reagens mit dem lateiniſchen Namen tragen, bis 
auf weiteres beibehalten werden, 

6. die in den Apotheken bereits vorhandenen Siebe 
(ſofern fie nicht aus Kupfer⸗, Meſſing⸗ oder Bronze⸗ 
draht gefertigt ſind) dürfen bis zum 31. Dezember 
1915 verwendet werden, auch wenn ſie hinſichtlich 
der Maſchenweite den Anforderungen der 5. Aus⸗ 
gabe des Arzneibuchs nicht entſprechen. 

Alle entgegenſtehenden Beſtimmungen ſind mit 
dem 1. Januar 1911 aufgehoben. 
Berlin, den 15. Dezember 1910. 


Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und 
Medizinal⸗ Angelegenheiten. 


Das Arzneibuch iſt in R. von Deckers Verlag 
(G. Schenck) zu Berlin erſchienen und im Wege des 
Buchhandels zum Ladenpreiſe von 3,90 Mk. für ein 
broſchiertes und 5,70 Mk. für ein in Leder ge⸗ 
bundenes Exemplar zu beziehen. Das Verzeichnis 
der Arzneimittel nach dem Deutſchen Arzneibuch, 
5. Ausgabe 1910, zum Gebrauch bei den Apotheken⸗ 
beſichtigungen, ift bei der Buchhandlung von A. Hirſch⸗ 
wald in Berlin erſchienen und dort zum Preiſe von 
0,60 Mk. zu haben. 

Die Herren Kreisärzte haben das Arzneibuch 
nebſt Verzeichnis aus den Dienſtaufwandsentſchädi⸗ 
gungen zu beſchaffen. 

Frankfurt a. O., den 22. Dezember 1910. 
1A 5602. Der Regierungs⸗Präſident. 


823. Arbeiter⸗Wohnhäuſer. 

Ein Spezialfall gibt mir Veranlaſſung, darauf 
hinzuweiſen, daß die Anforderungen, die die Landes⸗ 
verſicherungs⸗Anſtalt der Provinz Brandenburg an 
die baulichen Ausführungen der von ihr zu be⸗ 
leihenden Arbeiter Wohnhäuſer ſtellt, ſich nicht mit 
den polizeilichen Vorſchriften decken. Es wird ſich 
deshalb empfehlen, den Geſuchen um Gewährung 
von Darlehen die Bauzeichnung beizufügen. 

Frankfurt a. O., den 21. Dezember 1910. 

IBg. 4876. Der Regierungspräſident. 


824. Pfeiler⸗ uſw. Bauten. 

An die Königl. Hochbauämter und die Polizei⸗ 
behörden. 

Bei der baupoltzeilichen Prüfung und Abnahme 
der auf Druck beanſpruchten Bautelle aus Stampf⸗ 


beton (Beton ohne Eiſeneinlagen) iſt nach folgenden 
Grundſätzen zu verfahren: 

Die größte Druckbeanſpruchung des Stampfbetong 
für ruhende Laſt darf ¼ feiner Druckfeſtigkeit nach 
28tägiger Erhärtung nicht überſchreiten. Bei Stützen 
und Pfeilern iſt dieſe Beanſpruchung mit zunehmendem 
Verhältnis von Höhe (Länge) zur kleinſten Dicke 
abzumindern und höchſtens anzunehmen für das 
Verhältnis 1: 1 zu ¼, für das Verhältnis 5: 1 
zu ½10, für das Verhältnis 10:1 zu ½0 der 
Druckfeſtigkeit. Zwiſchenwerte ſind gradlinig einzu⸗ 
ſchalten. Zugſpannungen im Beton ſind bei Be⸗ 
rechnung der größten Kantenpreſſung unberückſichtigt 


zu laſſen. 

Frankfurt a. O., den 24. Dezember 1910. 

IB. 3550. Der Regierungspräſident. 
825. Verkaufszeit in Altdöbern. 

Nachdem ein Antrag von mehr als zwei Dritteln 
der beteiligten Geſchäfte inhaber geſtellt worden iſt, 
ordne ich nach Anhörung der Gemeindebehörde gemäß 
§ 139 f Abſatz 1 der Gewerbeordnung in der 
Faſſung vom 26. Juli 1900 für die Landgemeinde 
Altdöbern, Kreis Calau, hierdurch an, daß die 
offenen Verkaufsſtellen der ſämtlichen Ladengeſchäfte, 
vorbehaltlich der nach §8 139 e zugelaſſenen ver⸗ 
längerten Verkaufszeit während der Zeit vom 1. Ok⸗ 
tober bis 30. April jedes Jahres von 8 Uhr abends 
ab für den geſchäftlichen Verkehr geſchloſſen fein 
müſſen. Dieſe Anordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Veröffentlichung in Kraft. 

Frankfurt a. O., den 22. Dezember 1910. 

I Bg. 4983. Der Negierungspräftdent. 
826. Verkaufszeit in Peitz. 

Nachdem, wie ſich im Feſtſtellungsverfahren er⸗ 
geben hat, die Einführung des Achtuhrladenſchluſſes 
für die offenen Verkaufsſtellen der ſämtlichen Laden⸗ 
geſchäfte in der Stadtgemeinde Peitz während der 
Zeit vom 1. November bis Ende Februar J. Js. 
mit Ausnahme der Sonnabende von mehr als einem 
Drittel der beteiligten Geſchäftsinhaber beantragt 
worden iſt, wird hiermit bekannt gemacht, daß ich 
den Herrn Bürgermeiſter in Peitz zum Kommiſſar 
behufs Entgegennahme der Aeußerungen für oder 
gegen den Ladenſchluß gemäß 8 139 f Abſatz 2 der 
Gewerbeordnung in der Faſſung vom 26. Juli 1910 
ernannt habe. 

Frankfurt a. O., den 17. Dezember 1910. 

I Bg. 4782. Der Regierungspräſident. 
827. Warnung betr. Krankenkaſſen. 

Das Kollegium des Bezirksaueſchuſſes, Abt. II, 
hat in ſeiner Sitzung am 18. Oktober 1910 be⸗ 
ſchloſſen, den Antrag des Vorſtandes der Deutſchen 
Krankenunterſtützungskaſſe (Eingeſchriebene Hilfskaſſe) 
zu Werne auf Genehmigung eines Statutennach⸗ 
trages abzulehnen. 

Das Kollegium iſt nach dem bisherigen Geſchäfts⸗ 
gebahren, dem Ergebniſſe der erfolgten Kaſſenreviſton, 
ſowie nach dem Inhalte des zur Genehmigung vor⸗ 
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gelegten Nachtrages und nach den mit ſolchen 
Hülfskaſſen gemachten Erfahrungen zu der Ueber⸗ 
zeugung gelangt, daß die Kaſſe die Förderung der 
Intereſſen ihrer Mitglieder nicht ernſtlich bezweckt, 
ſondern mehr die Vorteile der Gründer der Kaſſe 
und deren Angeſtellten auf Gehalt, Proviftonen 
uſw. verfolgt. 

Arnsberg, den 18. Oktober 1910. 

Der Bezirksausſchuß. Abteilung II. 

Vorſtehenden Beſchluß bringe ich mit dem Hinzu- 
fügen zur Kenninis, daß die „Deutſche Kranken⸗ 
unterſtützungskaſſe“ zu Werne, die inzwiſchen ihren 
Sitz nach Bochum verlegt hat, unterm 15. Juli 1909, 
B. A. II, C. XVII. 69/09 ! als eingeſchriebene 
Hilfskaſſe zugelaſſen worden iſt. Ihre Tätigkeit 
erſtreckt ſich über das Deutſche Reich. Zweck der 
Kaſſe ift die Unterſtützung ihrer Mitglieder in 
Krankheitsfällen und die Zahlung eines Begräbnis⸗ 
geldes an die Hinterbliebenen verſtorbener Mitglieder 
nach Maßgabe der ſtatutariſchen Beſtimmungen. 

Nach der mir vorliegenden Verhandlung über die 
letzte, am 9. Auguſt 1910 durch die Auffichtsbehörde 
vorgenommene unvermutete Reviſton der Kaſſe be⸗ 
trugen die Einnahmen vom Tage der Gründung, 
d. l. am 1. Oktober 1909 bis zu dieſem Tage, 
5425,79 Mk. 


Davon ſind allein 4430,97 Mk. an Verwaltungs⸗ 
koſten (2888,53 Mk. für perſönliche und 1542,44 Mk. 
für ſächliche Ausgaben) und nur 481,60 Mk. an 
Krankengeld, 13,50 Mk. für ärztliche Behandlung 
und 10,85 Mk. für Arzneien gezahlt worden. 
Hiernach entfallen auf die Verwaltungsausgaben 
81,67 % der Geſamteinnahmen. Mithin werden 
die Beiträge der Mitglieder nur zu einem kleinen 
Teile zur Erfüllung des Kaſſenzwecks verwendet. 

Da die beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen keine 
Handhabe bieten, gegen die Kaffe wegen der unver: 
hältnismäßig hohen Verwaltungekoſten einzufchreiten, 
erſcheint es angezeigt, das Publikum auf die vor- 
erwähnten Tatſachen hinzuweiſen und vor dem 
Beitritt zu der genannten Kaſſe hierdurch zu warnen. 

Arnsberg, den 10. Dezember 1910. 

Der Regierungs⸗Präſident. 

Das Kollegium des Bezirksausſchuſſes, Abt. II, 
hat in ſeiner Sitzung am 18. Oktober 1910 be⸗ 
ſchloſſen, dem Antrage des Vorſtandes der Rheiniſch⸗ 
Märkiſchen Krankenunterſtützungskaſſe (Eingeſchriebene 
Hilfskaſſe) zu Bochum auf Genehmigung des 
Statutennachtrages vom 20. Auguſt 1910 die 
Genehmigung zu verſagen. 

Das Kollegium iſt nach dem bisherigen Geſchäfts⸗ 
gebahren, der Art der Reklamen in den Zeitungen, 
dem Ergebniſſe der erfolgten Kaſſenreviſionen, ſowie 
nach dem Inhalte des zur Genehmigung vorge⸗ 
legten Nachtrages zu der Ueberzeugung gelangt, daß 
die Kaſſe nicht die Förderung der Intereſſen ihrer 
Mitglieder ernſtlich bezweckt, ſondern nur die Vorteile 


der Gründer der Kaſſe und der Kaſſenangeſtellten 
auf Gehalt und ſonſtige Vorteile verfolgt. 

Die Beiträge der Mitglieder ſind, abgeſehen von 
ſächlichen Verwaltungskoſten, faſt ganz an die ges 
ſchäftsführenden Vorſtandsmitglieder, die Generals 
und Unteragenten als deren Bezüge und nur zu 
einem ſehr geringen Teile zur Erfüllung des 
eigentlichen Kaſſenzwecks an die Mitglieder ver⸗ 
wandt worden. 

Arnsberg, den 18. Oktober 1910. 

Der Bezirksausſchuß, Abteilung II. 

Vorſtehenden Beſchluß bringe ich mit dem Hinzu⸗ 
fügen zur Kenntnis, daß die Rheiniſch⸗Märkiſche 
Krankenunterſtützungskaſſe zu Bochum unterm 22. 
Okiober 1909 als eingeſchriebene Hilfekaſſe zuge⸗ 
laſſen und am 1. Januar 1910 in Kraft getreten 
iſt. Ihre Tätigkeit erſtreckt ſich über Deutſchland 
und ihr Zweck iſt, ihren Mitgliedern aus deren 
Beiträgen nach dem Grundſatz der Gegenſeitigkeit 
in Krankheitsfällen und bet Unfällen Unterſtützungen, 
ſowie im Falle des Sterbens von Mitgliedern Geld 
zur Beſtreitung der Begräbniskoſten zu ſichern. 

Irgend welche Barmittel hat die Kaſſe nicht in 
Reſerve. Nach der mir vorliegenden Verhandlung 
über die letzte, am 13. Oktober 1910 durch die 
Auffichtsbehörde vorgenommene unvermutete Reviſion 
der Kaſſe betrugen die Einnahmen 15090,55 Mk. 
und die Ausgaben .. . 1508450 Mk. 

Der Barbeſtand von 6,05 Mk. wurde durch ver⸗ 
auslagtes Porto nachgewieſen. 

Von den Geſamtausgaben entfallen auf: 


a) Verwaltungskoſten 14 245,05 Mt. 
b) Krankengeld 627,20 Mk. 
c) ärztliche Behandlung. 106,50 Mk. 
d) Arznei und Heilmittel 88,40 Mk. 


e) Kur⸗ und Verpflegungskoſten 13,00 Mk. 
) zurüͤckgezahlte Beiträge 8,00 Mk. 
g) ſonſtige Ausgaben 2,40 Mk. 


Danach betragen die Verwaltungsausgaben allein 
94,40 % der Geſamteinnahme. 

Da die beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen 
keine Handhabe bieten, gegen die Kaſſe wegen der 
un verhältnismäßig hohen Verwaltungskoſten einzu⸗ 
ſchreiten, erſcheint es angezeigt, das Publikum auf 
die vorerwähnten Tatſachen hinzuweiſen und vor dem 
Beitritt zu der genannten Kaſſe zu warnen. 

Arnsberg, den 10. Dezember 1910. 


Der Regierungs⸗Präfidenk. 


Die Herren Landräte und die Polizeiver⸗ 
waltungen der Städte mit mehr als 10000 Ein⸗ 
wohnern erſuche ich, für möglichſte Verbreitung der 
vorſtehenden Bekanntmachungen, namentlich durch die 
zu amtlichen Veröffentlichungen benutzten Blätter, 
ſoweit dies koſtenfrei geſchehen kann, zu ſorgen. 

Frankfurt a. O., den 22. Dezember 1910. 

I Bg. 4958. Der Regierungspräfident. 
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828. Berlofungen. 

1. Dem Königl. Bayeriſchen Oberleutnant Filchner 
in Berlin iſt die Erlaubnis erteilt worden, Loſe der 
ihm zur Durchführung der deutſchen antarktiſchen 
Expedition von der Königlich Bayeriſchen Regierung 
in drei Serien bewilligten Geldlotterle auch in 
Preußen zu vertreiben. Dieſe Loſe müſſen vor dem 
Vertriebe von dem Königlichen Polizeipräſidium in 
Berlin abgeſtempelt werden. Mit dem Vertrieb 
der Loſe darf nicht vor dem 13. Januar 1911 
begonnen werden. 

2. Der Allgemeinen Deutſchen Benftonsanftalt 
für Lehrerinnen und Erzieherinnen in Berlin 
iſt die Erlaubnis erteilt worden, für den Umfang 
der Monarchie eine Geldlotterie mit einem 
Spielfapital von 1500000 Mk. zu veranſtalten. 
Die Ziehung der erſten Serie der Lotterie mit 
990000 Mk. Splelkapital findet am 22., 23. und 
24. März 1911 in Berlin ſtatt. Mit dem Vertrieb 
ber Loſe darf Mitte Januar k. Is. begonnen werden. 

3. Dem Komitee für den Marienburger Luxus⸗ 
pferdemarkt iſt die Erlaubnis erteilt worden, in 
Verbindung mit dem am 16. und 17. Mai 1911 
in Marienburg ſtattfindenden Luxuspferdemarkte eine 
öffentliche Verloſung von Pferden, Equipagen und 
anderen Gegenſtänden zu veranſtalten und die Loſe 
in Preußen zu vertreiben. 

. Dem Schleswig ⸗Holſteiniſchen Renn⸗ und 
Zuchtverein zu Schleswig, dem Verbande der Pferde⸗ 
züchter in den Holſteiniſchen Marſchen zu Elmshorn 
und dem Kieler Renn⸗ und Reiterverein zu Kiel iſt 
die Erlaubnis erteilt worden, zur Förderung der 
Schleswig⸗Holſteiniſchen Pferdezucht im Jahre 1911 
eine öffentliche Verloſung von Wagen, Pferden und 
Silbergegenſtänden zu reranſtalten und die Loſe in 
Preußen zu vertreiben. 

5. Dem Vaterländiſchen Frauenverein in Char⸗ 
lottenburg iſt die Genehmigung erteilt worden, am 
10. und 11. Mai 1911 zum Beſten des Cecilien⸗ 
hauſes eine öffentliche Verloſung von Silbergeräten 
und ſonſtigen Erzeugniſſen des Kunſtgewerbes zu 
veranſtalten und 100000 Loſe zu je 3 Mk. in 
Berlin und der Provinz Brandenburg auszugeben. 

6. Dem Frankfurter Landwirtſchaftlichen Verein 
zu Frankfurt a. M. iſt die claubnis erteilt worden, 
gelegentlich der im Frühjahr und im Herbſt 1911 
dort abzuhaltenden beiden Pferdemärkte je eine 
öffentliche Verloſung von Pferden, Wagen und 
anderen Gegenſtänden zu ver anftalten und die Loſe 
in Preußen zu vertreiben. 

Frankfurt a. O., den 21. Dezember 1910. 

Der Regierungspräfibent. 
829. Zinsſcheine der Reichs u. Staatsſchuld. 
Die Zinsſcheine der preußiſchen Staats⸗ 
ſchuld und der Reichsſchuld werden vom 21. des 
dem Fälligkeitstermin vorangehenden Monats ab 
von den ſtaatlichen und den kommunalen Kaſſen, 
bei dieſen auf Staatsſteuern, in Zahlung genommen 


und bei den Zinsfcheineinlöfungsftellen, Regierungs⸗ 
hauptkaſſe, Kreiskaſſen, Forſtkaſſen, Hauptzoll⸗ und 
Zollämtern, bezahlt. Auch können durch Vermittelung 
der Zinsſcheineinlöſungsſtellen neue Zinsſcheinbogen 
koſtenlos bezogen werden. Dle erforderlichen Vor⸗ 
drucke zu den Verzeichniſſen werden unentgeltlich 
abgegeben. 

Frankfurt a. O., den 17. Dezember 1910. 

K 955. Königliche Regierung. 
830 Bergiſch⸗Märkiſche Eiſenbahn⸗Obligationen. 

Die Zinsſcheine Reihe V Nr. 1 bis 20 zu den 
3½ prozent. Prioritäts⸗Obligationen III. Serie Lit. C 
(1. und 2. Emiſſion) der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſen⸗ 
bahn über die Zinſen für die zehn Jahre vom 
1. Januar 1911 bis 31. Dezember 1920 nebſt den 
Erneuerungsſcheinen für die folgende Reihe werden 

vom 2. Januar 1911 ab 
ausgereicht, und zwar 

durch die Kontrolle der Staatspapiere in 
Berlin SW. 68, Oranienſtraße 92/94, durch 
die Königliche Seehandlung (Preußiſche Staats⸗ 
bank) in Berlin W. 56, Markgrafenſtraße 46a, 
durch die Preußiſche Zentralgenoſſenſchafts⸗ 
kaſſe in Berlin C 2, am Zeughauſe 2, 
durch ſämtliche preußiſche Regierungshauptkaſſen, 
Kreiskaſſen, Oberzollkaſſen, Zollkaſſen und haupt⸗ 
amtlich verwaltete Forſtkaſſen, durch ſämtliche 
Reichsbankhaupt⸗ und Reichsbankſtellen und 
ſämtliche mit Kaſſeneinrichtung verſehene Reichs⸗ 
banknebenſtellen, ſowie durch diejenigen Ober⸗ 
Poſikaſſen, an deren Sitz ſich keine Reichsbank⸗ 
anſtalt befindet. 

Formulare zu den Verzeichniſſen, mit welchen die 
zur Abhebung der neuen Zinafcheinreihe berechtigenden 
Erneuerungsſcheine (Anmeifungen, Talons) den Aus⸗ 
reichungaftellen einzuliefern find, werden von dieſen 
unentgeltlich abgegeben. 

Der Einreichung der Prioritäts-Obligationen bes 
darf es zur Erlangung der neuen Zinsſcheine nur 
dann, wenn die Erneuerungsſcheine abhanden ge⸗ 
kommen ſind. 

Berlin, den 17. Dezember 1910. 

Hauptverwaltung der Staatsſchulden. 

Die Regierungshauptkaſſe, die Kreiskaſſen und 
die hauptamtlich verwalteten Forſtkaſſen des Bezirks 
werden auf die Bekanntmachung mit dem Veranlaſſen 
hingewieſen, bei der Ausreichung der Zineſcheine 
nach Maßgabe des Erlaſſes des Herrn Finanzminiſters 
vom 29. April 1907 — mitgeteilt unterm 4. Juni 
1907 — K. 2118 — mitzuwirken. 

Frankfurt a. O., den 24. Dezember 1910. 

K. 965. Königliche Regierung. 
831. Umpfarrungsurkunde betr. Hammerwieſe. 

Auf Grund der von dem Herrn Miniſter der 
geiſtlichen Angelegenheiten und dem Evangeliſchen 
Ober⸗Kirchenrate erteilten Ermächtigung ſowie nach 
Anhörung der Beteiligten wird von den unterzeichneten 
Behörden folgendes feſtgeſetzt: 
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RUF 971. 

Die Evangeliſchen der in der Gemarkung Hammer⸗ 
wiefe gelegenen Ländereien des Guts⸗ und Gemeinde: 
bezirks Arensdorf (ſogenannten Arens dorfer Wieſen) 
werden aus der Kirchengemeinde Arensdorf, Parochie 
Herzogswalde, Diözeſe Sternberg I, in die Kirchen⸗ 
gemelnde Hammer, Parochie Költſchen, Diözeſe Sonnen: 
burg, umgepfarrt. 


2. 
Diefe Urkunde tritt am 1. Januar 1911 in Kraft. 
Berlin, den 15. September 1910. 


(L. S.) 
Königliches Konſiſtorium der Provinz Brandenburg. 
K. V. Nr. 5997. Steinhauſen. 
Frankfurt a. O., den = September 1910. 
8 


8.) 
Königliche Regierung, Abteilung für Kirchen⸗ und 
Schulweſen. 
HA. 2879. 10. v. Graevenitz. 
Andere Behörden, 

832. Der nächſte Termin der durch das Geſetz 
vom 18. Juni 1884 vorgeſchriebenen Prüfung von 
Schmieden über ihre Befähigung zum Betriebe des 
Hufbeſchlaggewerbes wird hierſelbſt am Dienstag 
dem 7. März 1911 vormittags 9 Uhr abgehalten 
werden. 

Meldungen zu dieſer Prüfung ſind ſpäteſtens zum 
5. Februar 1911 hierher zu richten. 

Die Prüfungsgebühren betragen 10 Mark und 
ſind zugleich mit der Meldung an die hieſige König⸗ 
liche Regierungs⸗Haupikaſſe 9. Buchhalterei einzu⸗ 
ſenden. 

Ferner ſind mit dem Geſuch um Zulaſſung zur 
Prüfung einzureichen: 

1. der Geburtsſchein, 

2. etwa vorhandene Zeugniſſe über die erlangte 

techniſche Ausbildung (Geſellen⸗, Meiſterbrief 


u. dgl.), 

3. eine ſchriftliche von dem Einſender ſelbſtge⸗ 
ſchriebene Erklärung darüber, ob der Meldende 
ſich ſchon einmal der Prüfung erfolglos unter⸗ 


zogen hat, 

4. der Poſiſchein über die eingezahlten Prüfungs⸗ 

gebühren. 

Es werden nur ſolche Schmiede zugelaſſen, welche 
das 19. Lebensjahr vollendet haben und den amt⸗ 
lichen Nachweis erbringen, daß ſie die letzten Z Monate 
vor der Meldung zur Prüfung im Regierungsbezirk 
Frankfurt a. O. ſich aufgehalten haben. 

Schmiede, welche die Prüfung nicht beſtanden haben, 
können erſt nach Ablauf von ſechs Monaten zu einer 
neuen Prüfung zugelaſſen werden. 

Frankfurt a. O., den 3. Dezember 1910. 

Der Vorſitzende der ſtaatlichen Hufbeſchlags⸗ 
Prüfungs⸗Kommiſſion des Regierungsbezirks 
Frankfurt a. O. 
gez. Veterinärrat Tietze. 

(Königliche Regierung). 


833. Auf Grund des 8 9 des Geſetzes, betreffend 
die Warenhausſteuer vom 18. Juli 1900 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 294) wird hiermit jeder bereits zur 
Warenhausſteuer veranlagte Steuerpflichtige in der 
Provinz Brandenburg aufgefordert, die Steuerklärung 
über den ſteuerpflichtigen Jahresumſatz nach dem 
vorgeſchriebenen Formular in der Zeit vom 25. Ja⸗ 
nuar bis 10. Februar 1911 dem Unterzeichneten 
ſchriftlich oder zu Protokoll unter der Verſicherung 
abzugeben, daß die Angaben nach beſtem Wiſſen 
und Gewiſſen gemacht ſind. 

Die oben bezeichneten Steuerpflichtigen ſind zur 
Abgabe der Steuererklärung verpflichtet, auch wenn 
ihnen eine beſondere Aufforderung oder ein Formular 
nicht zugegangen iſt. Auf Verlangen werden die 
vorgeſchriebenen Formulare, denen zugleich die maß⸗ 
gebenden Beſtimmungen beigefügt find, von heute 
ab in dem Amtslokale des Unterzeichneten, ſowle 
des Vorſitzenden jedes Steuerausſchuſſes der Ge⸗ 
werbeſteuerklaſſe IV koſtenlos verabfolgt. 

Die Einſendung ſchriftlicher Erklärungen durch 
die Poſt ift zuläſfig, geſchieht aber auf Gefahr des 
Abſenders und deshalb zweckmäßig mittelſt Ein⸗ 
ſchreibebriefes. Mündliche Erklärungen werden von 
dem Unterzeichneten im Dienſtzimmer Nr. 174 von 
11 bis 1 Uhr zu Protokoll entgegen genommen. 

Die Verſäumung der obigen Friſt hat gemäß 
§ 11 des Geſetzes, betreffend die Warenhausſteuer, 
den Verluſt der geſetzlichen Rechtsmittel gegen die 
Einſchätzung für das Steuerjahr zur Folge. 

Wiſſentlich unrichtige oder unvollſtändige Angaben 
oder wiſſentliche Verſchweigung von ſteuerpflichtigem 
Umſatz in der Steuererklärung ſind mit Strafe be⸗ 
droht. 

Potsdam, Spandauerſtr. 32/33, im Dezember 1910. 

Der Vorſitzende 
des Steuerausſchuſſes der Gewerbeſteuerklaſſe I. 
In Vertretung: Kühne. 
834. Bei der infolge unſerer Bekanntmachung vom 
21. v. Mts. heute geſchehenen öffentlichen Verloſung 
von Rentenbriefen der Provinz Brandenburg find 
folgende Stücke gezogen worden: 
I. 4 prozentige Rentenbriefe. 
Litt. A zu 3000 M. (1000 Tlr.) 154 Stück, und 
zwar die Nummern: 

245 249 411 437 530 581 589 622 934 1515 
1714 1968 1969 2145 2244 2273 2372 2513 
2603 2619 3326 3860 3963 4320 4367 4444 
4519 4634 5006 5031 5033 5319 5328 5577 
5746 6032 6167 6427 6596 6629 6853 6897 
7241 7465 7651 7696 7925 8005 8169 8199 
8632 8720 9113 9358 9458 9524 9547 9672 9869 
9877 9885 9972 9990 10050 10056 10090 10116 
10155 10207 10298 10327 10419 10445 10545 
10612 10643 10699 10774 10880 10929 11029 
11115 11193 11337 11347 11381 11525 11669 
11834 11990 12097 12217 12287 12631 12698 
12738 12756 13305 13309 13467 13706 13717 
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18793 13895 13986 
14536 15161 15271 
15536 15741 15802 
16498 16507 16633 
17188 17240 17297 
17834 17876 17911 
18398 18849 19102 
20291 20329 20402 
Litt. B zu 1500 M. (600 Tr.) 55 Stück, und 
zwar die Nummern 
166 199 337 535 674 803 970 1024 1099 1343 
1481 1634 1673 1899 2356 2655 2686 2693 
2694 3359 3532 3558 3682 3737 3875 4217 
4380 4574 4586 4616 4724 4974 5137 5180 
5222 5347 5421 5664 5818 5986 6012 6019 
6285 6295 6401 6477 6661 6837 6894 6976 
7190 7292 7310 7371 7418 
Litt. C zu 300 M. (100 Tlr.) 226 Stück, und 
zwar die Nummern 
32 47 93 244 618 628 629 745 762 786 1179 
1363 1658 1681 1720 1783 1910 1993 2274 
2354 2539 2596 2602 2636 2779 2979 3310 
3505 3713 3756 4295 4585 4822 4880 4968 
5018 5152 5378 5487 5752 5774 5920 5978 
6056 6212 6416 6555 6584 6836 6937 7257 
7295 7731 7759 7804 8390 8491 8591 8629 
8880 8920 9161 9268 9419 9855 9984 9986 
10004 10280 10393 10511 10935 11264 11396 
11694 12321 12420 12460 12550 12896 13157 
13291 13474 13964 14037 14047 14151 14154 
14253 14334 14343 14420 14723 14805 14832 
14844 14856 14881 14884 14973 14988 15374 
15931 16117 16325 16421 16492 16503 16530 
16738 16770 17389 17651 17682 17886 17994 
18001 18140 18260 18317 18422 18425 18435 
18486 18563 18664 18768 18783 18984 19093 
19438 19629 19657 19773 19785 19793 19957 
19987 20123 20260 20460 20633 20670 21034 
21108 21303 21386 21390 21464 21490 22013 
22031 22054 22390 22473 22704 22887 22915 
23032 23099 23297 23352 23386 23483 23522 
23656 23758 23794 23861 24010 24044 24348 
24351 24464 24737 24810 24863 25096 25130 
25156 25238 25258 25285 25314 25618 25879 
25934 25938 25970 25984 26047 26196 26351 
26507 26508 26519 26568 26581 26587 26716 
26780 26901 26977 27037 27072 27112 27131 
27187 27229 27345 27359 27396 27454 27514 
27697 27752 27878 27893 27912 27934 27950 
27973 28013 28046 28053 28070 
Litt. D. zu 75 M. (25 Tlr.) 194 Stück, und zwar 
die Nummern 
195 360 431 692 748 1023 
1360 2190 2682 2917 2958 
4088 4217 4362 4666 4795 
5608 5747 5852 5879 6020 
6708 7024 7059 7907 8161 
8498 8760 8831 8866 8942 


14247 14255 14350 14494 
15367 15385 15426 15504 
16011 16066 16133 16428 
16705 16749 16775 16816 
17513 17676 17751 17769 
17914 18305 18321 18382 
19453 19940 19969 20095 


1162 
3764 
5600 
6608 
8495 
9229 


1049 
3570 
4914 
6255 
8202 
9210 


1061 
3574 
5587 
6325 
8465 
9223 


9780 9792 9897 10027 10111 10146 10164 
10172 10236 10513 10629 10653 10842 10884 
10891 10972 11187 11236 11246 11255 11474 
11498 11534 11758 11772 11845 12017 12080 
12173 12198 12577 12612 12648 12685 12792 
12998 13166 13252 13336 13361 13466 13567 
13784 13801 13852 13875 13970 13977 14098 
14152 14694 14833 14898 15045 15256 15359 
15751 15935 16007 16009 16209 16236 16339 
16547 16681 16741 16772 16781 16813 16816 
16860 16863 16883 16940 17036 17254 17485 
17544 17581 17790 17792 17854 17915 18050 
18198 18260 18315 18402 18428 18518 19193 
19196 19211 19244 19276 19457 19699 19988 
20238 20371 20390 20415 20455 20612 20720 
20899 20906 21106 21300 21306 21313 21356 
21486 21512 21721 21728 21736 21741 21892 
21997 22006 22024 22167 22183 22283 22355 
22384 22391 22443 22482 22541 22574 22741 
22779 22911 23029 23172 23210 23258 23260 
23280 23440 23585 23734 23757 

Litt. E zu 30 M. (10 Tlr.) 10 Stück, und zwar 

die Nummern 
9674 9801 9935 10135 10200 10210 10227 
10278 10383 10404 
II. 3½ prozentige Rentenbriefe: 

Lltt. L zu 3000 M. 2 Stück, und zwar die 
Nummern 155 383 

Liit. O zu 75 M. 3 Stück, und zwar die Nummern 
67 88 102 
N P zu 30 M. 2 Stüd, und zwar die Nummern 
2 4 

Die Inhaber dieſer Rentenbriefe werden auf⸗ 
gefordert, dieſelben mit den dazu gehörigen Zins⸗ 
ſcheinen Reihe VIII Nr. 10—16 bezw. Reihe III 
Nr. 8— 16 nebſt Erneuerungsſchein bei der hieſigen 
Rentenbankkaſſe, Kloſterſtraße 76 I, vom 1. April 
1911 ab an den Werktagen von 9—1 Uhr einzu⸗ 
liefern, um hiergegen und gegen Quittung den 
Nennwert der Rentenbriefe in Empfang zu nehmen. 

Vom 1. April 1911 ab hört die Verzinſung der 
ausgeloſten Rentenbriefe auf. Wegen Verjährung 
derſelben iſt die Behimmung des Rentenbank⸗Geſetzes 
vom 2. März 1850 — 8 44 — zu beachten. 

Die Einlieferung der ausgeloſten Rentenbriefe an 
die Rentenbankkaſſe kann auch durch die Poſt porto⸗ 
frei und mit dem Antrage erfolgen, daß der Geld⸗ 
betrag auf gleichem Wege übermittelt werde. 

Die Zuſendung des Geldes geſchieht dann auf 
Gefahr und Koſten des Empfängers, und zwar bei 
Summen bis zu 800 M. durch Poſtanweiſung. 
Sofern es ſich um Summen über 800 M. handelt, 
iſt einem ſolchen Antrage eine ordnungsmäßige 
Quittung beizufügen. 

Berlin, den 12. November 1910. 

Königliche Direktion 
der Rentenbank für die Provinz Brandenburg. 
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835. Der im Bezirke des Hauptzollamts Rixdorf 
abhanden gekommene Korreſpondenzſtempel mit der 
Inſchrift: „K. Pr. Hauptzollamt Rixdorf 9“ wird 
hiermit für ungültig erklärt. 
Berlin, den 16. Dezember 1910. 
Der Präſident der Oberzolldirektion. 


836. Perſonalnachrichten. 


a) Dem Kgl. Domänenpächter, Amtsrat Elsner 
in Zellin iſt der Kal. Kronenorden 3. Klaſſe Aller⸗ 
höchſt verliehen worden. 

b) Durch A. K.⸗O. vom 15. Dezember 1910 iſt 
den Rentmeiſtern Nugel in Soldin und Triebenſtein 
in Guben der Charakter als Rechnungsrat ver⸗ 
liehen worden. 

o) Landmeſſer Fritzſche in Frankfurt a. O. iſt der 
Charakter als Kgl. Overlandmeſſer verliehen worden. 

d) Die Oberpfarrſtelle privaten Patronats zu 
Lieberoſe, Diözeſe Lübben, kommt durch Emeritierung 
des Oberpfarrers Krüger zum 1. April 1911 zur 
Erledigung. 

e) Der Lehrerin Helene Bialas iſt die Erlaubnis 
zur Fortführung der tatholiihen Privatſchule in 
Spremberg N.⸗L. erteilt worden. 

Lehrerſtellen. 

837. Kreis Croſſen: Brankow 2. L., 1. 4. 11, 
Hundsbelle L., 1. 1. 11. Kreis Königsberg: Zellin 
K. u. 1. L. (das kirchl. Eink. tft auf 400 Mk. er⸗ 
höht), 1. 4. 11, Altdrewitz L., 1. 4. 11. Kreis 
Lebus: Großneuendorf Lehrerinſtelle, 1. 4. 11, 
Markendorf K. u. L., 1. 2. 11, Manſchnow Haupt⸗ 
lehrer⸗ u. Küſterſtelle, 1. 4. 11, Roſengarten K., 
L., 1. 1. 11. Kreis Soldin: Dölzig 2. L., 1. 1. 11. 
Kreis Oſtſternberg: Limmritz 2. L., 1. 1. 11, Wall⸗ 
witz K., L., 1. 4. 11. Kreis Weſtſternberg: Storkow 
K., L., I. 4. 11. 

Bewerbungen ſind an die Königliche Regierung, 
Abteilung für Kirchen⸗ und Schulweſen, zu richten. 


Nichtamtliches. 


838. Der Etatsentwurf der Kaſſe des Deich⸗ 
verbandes für 1911 liegt während der Zeit vom 
2.—15. Januar 1911 im Geſchäſtszimmer des 
Unterzeichneten zu Amt Ziltendorf zur Einſicht der 
Intereſſenten öffentlich aus. 
Amt Ziltendorf, den 20. Dezember 1910. 
Der Deichhauptmann des Deichverbandes unterhalb 
Fürſtenberg a. Oder. Kleinau. 
839. Auf Antrag der Gemeinde Zernickow ſoll 
der über den Ackerbürger Schilling'ſchen Acker füh⸗ 
rende öffentliche Kirchſteig für den öffentlichen Ver⸗ 
eingezogen werden. 
tec e Si gemäß § 57 des Zuſtändigkeitogeſetzes 
pom 1. Auguſt 1883 mit der Aufforderung bekannt 
gemacht, etwaige Einſprüche binnen vier Wochen zur 
Vermeidung des Ausſchluſſes hier geltend zu machen. 
Seelow, den 9. Dezember 1910. 
Die Wegepolizeibehörde. Schulz. 


840. Der Inhaber des ſelbſtändigen Gutsbezirks 
Vietzer Schmelze, Fabrik⸗ und Gutsbeſitzer W. 
Hoffmann zu Vietzer Schmelze, beabſichtigt den Weg 
von Vietzer Schmelze nach Maſſin, und zwar vom 
eiſernen Wegweiſer an bis zur Grenze des Guts⸗ 
bezirkes einzuziehen und zu verlegen. Dafür ſoll 
der Weg über die ſogenannte Landſchale und dann 
quer durch die Königliche Forſt bis zur Chauſſee 
benützt werden. 

Dieſer Weg iſt ca. 40 Meter weiter als bisher, 
hat aber keinerlei Steigung wie der jetzige und ſoll 
gut befeſtigt werden. 

Etwaige Einſprüche ſind bei der zuſtändigen Wege⸗ 
polizei binnen 4 Wochen zur Vermeidung des Aus⸗ 
ſchluſſes geltend zu machen. 

Vietzer Schmelze, den 19. Dezember 1910. 

Der Amtsvorſteher. 

841. Die Brückengeldhebeſtelle zu Beeskow ſoll 
vom 1. Februar 1911 ab anderweitig an den Meiſt⸗ 
bietenden verpachtet werden, wozu Termin auf 
Mittwoch den 4. Januar 1911 vormittags 11 Uhr 
in den Geſchäftsräumen des Waſſerbauamtes Beeskow, 
Kaiſer⸗Wilhelmſtraße 4 J, anberaumt wird. Die 
Pachtbedingungen ſind dortſelbſt täglich vormittags 
von 10— 12 Uhr und nachmittags von 4—5 Uhr 
einzuſehen. 

Beeskow, den 19. Dezember 1910. 

Königliches Waſſerbauamt. 


842. Bekanntmachung. 

Die Chauſſeegeld⸗Erhebung auf den Hebeſtellen 

1. Louiſenhöhe bei Lippehne an der Soldin⸗Lip⸗ 

pehner Chauſſee, 

2. Bernſtein an der Berlinchen⸗Bernſteiner Chauſſee, 

3. Breitebruch an der Landsberg⸗Berlinchener 

Chauſſee 
ſoll zu 1. und 2. vom 1. April, zu 3. vom 1. Fe⸗ 
bruar 1911 ab auf 6 Jahre neu verpachtet werden. 

Zu dieſem Zwecke habe ich auf Montag den 9. Ja⸗ 
nuar 1911, und zwar zu 1. auf 9½ Uhr, zu 2. 
auf 10%, Uhr, zu 3. auf 11 Uhr vormittags im 
diesſeitigen Bureau Termin angeſetzt. 

Zum Bieten werden nur ſolche dispoſitionsfähigen 
Perſonen zugelaſſen, welche vor Abgabe ihres An⸗ 
gebotes eine Kaution von 300 M. bar oder in 
mündelſicheren Wertpapieren niederlegen. Die Pacht⸗ 
bedingungen werden im Termin bekannt gemacht, 
können auch vorher hier eingeſehen werden. 

Soldin, den 21. Dezember 1910. 

Der Direktor der Kreischauſſee⸗Verwaltungskommiſſion, 
Landrat. Dr. Krummacher. 

843. Die diesjährige Tilgung der Fürſtenwalder 

Stadtſchuld vom Jahre 1900 iſt durch Ankauf von 

Schuldverſchreibungen im Betrage von 45500 Mark 

bewirkt worden. 


Fürſtenwalde (Spree), den 8. Dezember 1910. 
Der Magiſtrat. 
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844. Cotibuſer 4%%6 Stadtanleihe. 
(Ausgegeben auf Grund der mit Allerhöchſter 
Ermächtigung erteilten Genehmigung der Herren 
Miniſter der Finanzen und des Innern vom 
22. Januar 1909.) 
Bei der planmäßigen Ausloſung wurden folgende 

Nummern gezogen: 

Buchſtabe A zu je 5000 Mk. 4, 6; 

Buchſtabe B 3045 2000 Mk. 142, 225, 256, 

3 . 


Buchſtabe C zu je 1000 Mk. 500, 509, 510, 
584, 635, 713, 773; 
Buchſtabe D zu je 500 Mk. 784, 888. 

Die Einlöſung dieſer Anleiheſcheine und die Aus⸗ 
zahlung der durch ſie verbrieften Kapitalbeträge 
findet vom 1. April 1911 ab bei der Stadthaupt⸗ 
kaſſe und bei der Bank für Handel und Induſtrie 
(Niederlaſſung Cottbus) hier, bei der Königlichen 
Seehandlung (Preußiſchen Staatsbank), der Bank 
für Handel und Induſtrie und dem Bankhauſe 
Delbrück Leo & Co. in Berlin ſtatt. 

Mit dem 1. April 1911 hört die Verzinſung der 
ausgeloſten, zu dieſem Termin hiermit aufgekündigten 
Anleiheſcheine auf. 

Die Zinsſcheine ab 1. April 1911 und die An⸗ 
weiſungen find bei der Einlöſung der Anleiheſcheine 
mit abzuliefern. Die Beträge fehlender Zineſcheine 
werden vom Kapital gekürzt. 

Cottbus, den 15. Dezember 1910. Der Magiſtrat. 


845. Cottbuſer 4% Stadtanleihe. 

Bei der planmäßigen Ausloſung der auf Grund 
des Allerhöchſten Privilegs vom 29. März 1900 
von der Stadt Cottbus ausgegebenen 4 / igen 
Stadtanleiheſcheine wurden folgende Nummern gezogen: 

Buchſtabe A zu je 5000 Mk. 34, 99, 103, 
124; 

Buchſtabe B zu je 2000 Mk. 3, 9, 44, 138, 
155; 

Buchſtabe C zu je 1000 Mk. 2, 35, 38, 96, 
117, 122, 177, 225, 333; 

Buchſtabe D zu je 500 Mk. 9, 84, 106, 
115, 124, 183, 194, 265. 

Die Einlöſung dieſer Anleiheſcheine und die Aus⸗ 
zahlung der durch ſie verbrieften Kapitalbeträge 
findet vom 1. April 1911 ab bei der Stadthaupt⸗ 
kaſſe hier, bei der Königlichen Seehandlung (Preußiſche 
Staatsbank), dem Bankhauſe Delbrück Leo & Co. 
und der Bank für Handel und Induſtrie in Berlin ſtatt. 

Mit dem 1. April 1911 hört die Verzinſung der 
ausgeloſten, zu dieſem Termin hiermit aufgekündigten 
Anleiheſcheine auf. 

Die Zinsſcheine ab 1. April 1911 und die An⸗ 
weiſungen ſind bei der Einlöſung der Anleiheſcheine 
mit abzuliefern. Die Beträge fehlender Zineſcheine 
werden vom Kapital gekürzt. 

Cottbus, den 15. Dezember 1910. 

Der Magiftrat. 


846. Cottbuſer 3 %% Stadtanleihe. 

Bei der planmäßigen Ausloſung der auf Grund 
des Allerhöchſten Privtlegs vom 17. September 1895 
von der Stadt Coitbus ausgegebenen 3 „igen 
Stadtanleiheſcheine wurden folgende Nummern ge⸗ 
zogen: 

Buchſtabe A zu je 5000 Mk. 
140, 197, 205; 

Buchſtabe B zu je 2000 Mk. 256, 266, 303, 
322, 393, 395, 527, 551, 741, 
764, 780, 847; 

Buchſtabe C zu je 1000 Mk. 910, 952, 980, 
989, 1030, 1148, 1150, 1164, 
1232, 1342, 1376, 1468, 1514, 
1521 

Buchſtabe D zu je 500 Mk. 1778. 1796, 
1815, 1825, 1827, 1867, 1924, 
1945, 2003, 2011, 2020, 2036, 
2061. 

Die Einlöſung dieſer Anleiheſcheine und die Aus: 
zahlung der durch ſie verbrieften Kapitalbeträge 
findet vom 1. April 1911 ab bei der Stadthaupt⸗ 
kaſſe hier, bei der Königlichen Seehandlung (Preußiſche 
Staatsbank), dem Bankhauſe Delbrück Leo & Co. 
und der Bank für Handel und Induſtrie in Berlin ſtatt. 

Mit dem 1. April 1911 hört die Verzinſung der 
ausgeloſten, zu dieſem Termin hiermit aufgekündigten 
Anleiheſcheine auf. 

Die Zinsſcheine ab 1. April 1911 und die An⸗ 
weiſungen ſind bei der Einlöſung der Anleiheſcheine 
mit abzuliefern. Die Beträge fehlender Zinsſcheine 
werden vom Kapital gekürzt. 

Rückſtändig iſt D Nr. 2099 über 500 Mk. 

Cottbus, den 15. Dezember 1910. 

Der Magiſtrat 

847. Von den auf Grund des Allerhöchſten 
Priobilegiums vom 6. September 1885 ausgefertigten 
4% igen Anleiheſcheinen des Kreiſes Oſt⸗Sternberg 
ſind nach Vorſchrift des Tilgungsplanes zur Ein⸗ 

ziehung im Jahre 1911 ausgeloſt worden: 
Buchſtabe C Nr. 53 über 1000 Mark 

dto. D Nr. 10, 12, 35, 42, 

48, 58 über je 2000 Mark 12000 Mark 
Summa 13000 Park 

Die Inhaber werden aufgefordert, die ausgeloſten 
Kreisanleiheſcheine nebſt den noch nicht fällig ge⸗ 
wordenen Zinsſcheinen und den hierzu gehörigen 
Zinsſchein⸗Anweiſungen vom 1. April 1911 ab bei 
der Kreis⸗Kommunal⸗Kaſſe in Zielenzig einzureichen 
und den Nennwert der Anleiheſcheine dafür in Emp⸗ 
fang zu nehmen. 

Mit dem 1. April 1911 hört die Verzinſung der 
ausgeloſten Anleiheſcheine auf. 

Für fehlende Zinsſcheine wird deren Wertbetrag 
vom Kapital abgezogen. 

Zielenzig, den 10. September 1910. 

Der Kreis⸗Ausſchuß des Kreiſes Oſt⸗Sternberg. 

von Bockelberg. 


45, 72, 126, 


Dieſe Ausgabe umfaßt die Seiten 409—418 (1¼ Bogen). 


